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(Nr. 7640.) Beftätigungs-Urkunde, betreffend den Uebergang des Betriebes reſp. des Eigen- 


thums der Wilhelms- (Cofel-Oderberger) Eiſenbahn auf die Oberſchleſiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 28. März 1870. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


Nachdem die Generalverfammlungen der Wilhelms (Coſel⸗Oderberger) 
Eiſenbahngeſellſchaft vom 17. November 1869. und der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft vom 8. Dezember 1869. den Uebergang der Verwaltung und 
des Betriebes, ſowie demnächſt des Eigenthums an dem geſammten Unternehmen 
der erſtgenannten Geſellſchaft auf die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſen 


und auf Grund dieſer Beſchlüſſe die hierzu ermächtigten beiderſeitigen Königlichen 


Direktionen den anliegenden Vertrag vom 18/19. Dezember 1869. errichtet haben, 


g 2 wollen Wir, jedoch unbeſchadet der Rechte Dritter, dieſe Beſchlüſſe beſtätigen, ins⸗ 


beſondere auch dem gedachten Vertrage, unter Beſtätigung der darin enthaltenen 
Statutänderungen, Unſere landesherrliche Genehmigung hiermit ertheilen. Zu⸗ 
gleich beſtimmen Wir, daß die in F. 9. des von Uns unterm 7. Juli 1869. 
genehmigten ſechszehnten Nachtrages zu dem Statut der Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft enthaltenen Vorſchriften über die Verpflichtungen dieſer Geſellſchaft 
im Intereſſe der Militair⸗ und Telegraphenverwaltung, ſoweit in Bezug auf 
letztere nicht beſondere läſtige Verträge mit der Wilhelmsbahn⸗-Geſellſchaft beſtehen, 
auch auf die Wilhelmsbahn Anwendung finden. f 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt ihrem Zubehör durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen. 5 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 28. März 1870. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. Camphauſen. 


Jahrgang 1870. (Nr. 7640.) 40 Zwi⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 16. April 1870, 
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Duwiſchen der Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft, vertreten durch die Königliche Direktion 

der Wilhelmsbahn in Ratibor, und der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ver- 

treten durch die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn zu Breslau, 

welche Behörden durch die Beſchlüſſe der außerordentlichen Generalverfammlungen 

zu Ratibor vom 17. November 1869. und zu Breslau vom 8. Dezember 1869. 

zu dieſem Akte bevollmächtigt find, ift der nachfolgende Vertrag abgeſchloſſen. 
Ser 

Sogleich nach Allerhöchſter Genehmigung dieſes Vertrages überträgt die 
Wilhelmsbahn-Geſellſchaft bis zu dem nachſtehend im H. 7. ſtipulirten Eigenthums⸗ 
Uebergange zunächſt die Verwaltung und den Betrieb ihres geſammten Unter⸗ 
nehmens ohne irgend welche Beſchränkungen an die Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗ 
geiellihaft: Zu dieſem Zwecke übergiebt die Königliche Direktion der Wilhelms- 

ahn 5 Ratibor nach Allerhöchſter Genehmigung dieſes Vertrages Verwaltung 
und Beſitz des geſammten beweglichen und unbeweglichen Vermögens der 
Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft an die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eifen- 
bahn, welche fortan den Vorſtand der Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft bilden und für 
letztere alle diejenigen Befugniſſe ausüben wird, welche gegenwärtig der König⸗ 
lichen Direktion der Wilhelmsbahn zuſtehen reſp. dem Vorſtande einer Aktien⸗ 
geſellſchaft geſetzlich beigelegt find. x 

Der in Gemäßheit des unterm 4. Mai 1857. Allerhöchſt beſtätigten Ver⸗ 
trages vom 22. April 1857. eingeſetzte Verwaltungsrath der Wilhelmsbahn⸗ 
Geſellſchaft bleibt in ſeiner gegenwärtigen Perſonen⸗Zuſammenſetzung ohne Er⸗ 
Aube im Falle des Ausſcheidens eines oder mehrerer Mitglieder bis zum 

blaufe des Jahres 1874. beſtehen. Vom 1. Januar 1875. ab wird der Ver⸗ 
waltungsrath aus drei Mitgliedern und zwei Stellvertretern beſtehen, welche alle 
fünf Jahre von Neuem gewählt werden. 

Der Verwaltungsrath hat das Intereſſe der Wilhelmsbahn- Gefellfchaft 
gegenüber der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſoweit es ſich um Erfüllung 
dieſes Vertrages handelt, mit wahrzunehmen. 

Die Sitzungen des Verwaltungsrathes wie auch der Generalverſammlung 
der Aktionaire der Wilhelmsbahn werden auch künftig in Ratibor abgehalten. 


$. 2. 

Verwaltung und Betrieb der Wilhelmsbahn erfolgt vom 1. Januar 1870. 
an für Rechnung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

Auf letztere gehen demnach von dieſem Zeitpunkte ab die geſammten 
Nutzungen und Laſten des Vermögens der Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft, ohne jede 
weitere Beſchränkung als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt iſt, über. 
Insbeſondere fließt der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft der geſammte, nach 
Abzug der Verwaltungs, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ferner der Rücklagen 
zu dem Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung 
und Tilgung der jetzigen Anleihen der Wilhelms bahn⸗Geſellſchaft und zur Be⸗ 
ſtreitung der ftaatlichen Eiſenbahnabgabe erforderlichen Beträge etwa verbleibende 
Reinertrag ausſchließlich zu. N 

H. 3. 


„„ 


Als Entſchädigung hierfür reſp. als vorläufige Verzinſung des im $. 7. 
ſtipulirten ſpäter zahlbaren Kaufpreiſes zahlt die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft 
aus dem ſtatutmäßigen Reinertrage ihres Unternehmens den Inhabern der Stamm⸗ 
und Stamm ⸗Prioritätsaktien der Wilhelmsbahn eine feſte, den Vorzug vor der 
Dividende der Stammaktien und der künftig etwa zu konzeſſionirenden Prioritäts⸗ 
Obligationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft genießende jährliche Rente 
von fünf Prozent des Nominalbetrages der Wilhelmsbahn-Stamm⸗ und Stamm⸗ 
Prioritätsaktien. f 

Die Zahlung der Rente erfolgt gegen Rückgabe des den Aktien beige⸗ 
fügten Dividendenſcheines des betreffenden Jahres in Ratibor, Breslau, Berlin 
und an den ſonſt von der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu beſtimmenden 
Zahlſtellen und wird am 1. April des nächſtfolgenden Jahres — alſo zuerſt am 
1. April 1871. — fällig. 

Nach Einlöſung der jetzt ausgegebenen Dividendenſcheine ſollen Zinskupons 
und Talons nach dem beigefügten Formulare ausgehändigt werden, wonach dem⸗ 
nächſt die Zahlung der jährlichen Rente in zwei halbjährigen Raten am nächſt⸗ 
folgenden 1. Juli und 2. Januar erfolgt. 

Dividendenſcheine reſp. Zinskupons, welche nicht innerhalb vier Jahren nach 
dem Fälligkeitstermine zur Entgegennahme der Zahlung präſentirt werden ver⸗ 
fallen ohne Weiteres zum Vortheile der Penſions- und Unterſtützungskaſſe der 
Wilhelmsbahn. i 5 


§. 4. 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft offerirt hierdurch allen Aktionairen 
der Wilhelmsbahn, welche bis zum 30. September 1872. von dieſer Offerte 
Gebrauch machen, den Umtauſch einer Wilhelmsbahn⸗Stamm⸗ oder Stamm⸗ 
Prioritätsaktie gegen eine mit fünf Prozent verzinsliche Prioritäts⸗ Obligation 
und die baare Hinzuzahlung von funfzehn Thalern für jede Einhundert Thaler 
Nominalbetrag einer Wilhelmsbahn⸗Stamm⸗ reſp. Stamm⸗Prioritätsaktie. 

Durch dieſen Umtauſch, wobei ihr die umzutauſchenden Aktien nebſt den 
noch nicht fällig gewordenen Dividendenſcheinen reſp. Zinskupons auszuhändigen 
find, tritt die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ohne Weiteres in die Rechte der 
ſolchergeſtalt abgefundenen Aktionaire der Wilhelmsbahn. 

Für die beim Umtauſch, welcher in Ratibor, Breslau und Berlin ſtatt⸗ 
finden wird, etwa nicht mit abgelieferten Dividenden⸗ reſp. Zinsſcheine iſt deren 
oben bezeichneter Werthbetrag vom Aktionair an die Oberſchleſiſche Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaft zu vergüten. 

Die von der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf dieſe Weiſe erwor⸗ 
benen Wilhelmsbahn⸗Aktien werden für immer außer Kurs geſetzt. f 

Die fünfprozentigen Zinſen der an Stelle der Wilhelmsbahn⸗Aktien tre⸗ 
tenden Prioritäts⸗Obligationen werden in halbjährlichen Raten gezahlt und zu⸗ 
nächſt auf die der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zufließenden Ueberſchüſſe 
der Wilhelmsbahn, beziehungsweiſe auf die Dividende der von ihr erworbenen 
Wilhelmsbahn⸗Aktien und, ſoweit dieſe Beträge zur Deckung der Zinſen nicht 
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; ausreichen ſollten, auf den Ertrag der Oberſchleſt ſchen Eiſenbahnſtrecken, vor⸗ = 
behaltlich des Vorzugsrechts ſowohl der bereits früher für das Unternehmen der 
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Wilhelmsbahn und der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn konzeſſionirten Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen, als auch der in dem Vertrage vom 23. März 1866. (Allerhöchſt ge⸗ 
nehmigt am 28. Mai 1866.) den Aktionairen der Stargard-Poſener Bahn 
gewährleiſteten Rente radizirt. 

Die zum Zwecke der Ausführung dieſes Vertrages zu kreirenden Priori⸗ 
täts⸗ Obligationen im Geſammtbetrage von 6,300,000 Thalern unterliegen vom 
Jahre 1880. ab der allmäligen Amortiſation durch Auslooſung, wozu jährlich 
ein halbes Prozent des Nominalbetrages derſelben und die auf die eingelöſten 
Prioritäts⸗Obligationen fallenden Zinſen verwendet werden ſollen. 


$. 5. 


Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft blei⸗ 
ben ihre Vorzugsrechte auf die Wilhelmsbahn, deren Betriebsmittel und Be⸗ 
triebseinnahmen ungeſchmälert vorbehalten. Bis ſie bezahlt oder ſonſt abgefun⸗ 
den ſind, verwaltet die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn die 
Wilhelmsbahn nebſt allem Betriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör als einen 
etrennten Vermögenskomplex und bewahrt dieſelbe durch ordnungsmäßige Unter⸗ 
5 5 namentlich durch gehörige Ergänzung aller Abgänge und durch die den 
ſtatutariſchen Beſtimmungen der Wilhelmsbahn und den ſtaatlichen Anordnun⸗ 


gen entſprechenden Rücklagen zu den Reſerve- und Erneuerungsfonds vor einer 
Werthsverminderung. 


Zum Zwecke der Vereinfachung der für die Wilhelmsbahn zu führenden 
getrennten Rechnung wird feſtgeſetzt, daß die Wilhelmsbahn an ſämmtlichen 
Betriebsausgaben des Oberſchleſiſchen Eifenbahn-Unternehinens in folgender Weiſe 
participirt: 

a) an den Koſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß der 
Meilenzahl der zu den beiderſeitigen Unternehmen gehörigen Bahnen, 
b) an den Koſten für die Bahnverwaltung nach Maaßgabe der wirklichen 
Ausgaben, 5 ü 
e) an den Koſten für die Transportverwaltung, ſoweit dieſelben für die 
zum Oberſchleſiſchen Unternehmen gehörigen Lokomotiv⸗Eiſenbahnen ge⸗ 
meinſchaftlich verrechnet werden, in nachſtehenden Verhältniſſen: 
) nach Verhältniß der Wagenachsmeilen 
1) an folgenden Ausgaben des Betriebsetats: 
Tit. V. (Koſten des Bahntransports), 
Littr. A. Schmier- und Putzmaterial für die Wagen, 
Littr. B. Unterhaltung und Ergänzung der Wagen nebſt 
a Zubehör, 
Tit. VI. (Verſchiedene Ausgaben), 
Littr. C. Miethe und Reparaturkoſten fremder Wagen, 
2) an 


5 
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2) an folgenden Ausgaben des Erneuerungsfonds: 
Tit. IV. (Erneuerung des Wagenparks), = 
g) nach dem Durchſchnitte der beiden Verhältniſſe der Wagenachs⸗ 
und der Lokomotiv⸗Nutzmeilen 
1) an folgenden Ausgaben des Betriebsetats: 
Tit. I. C. Beſoldungen, 
Tit. II. C. Andere perſönliche Ausgaben, 
Tit. III. C. Sächliche Verwaltungskoſten, 
5 NE 10 0 des Bahntransports (ſoweit ſie nicht die Wagen 
etreffen 
Tit. VI. G. Verſchiedene Ausgaben (mit Ausſchluß derjenigen 
für Wagen), 
2) an folgenden Ausgaben des Erneuerungsfonds: 
Tit. III. (Erneuerung der Lokomotiven und Tender). 


Den Gläubigern des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn Unternehmens ſoll erſt 


nach völliger Befriedigung der Prioritätsgläubiger der Wilhelmsbahn und nach 


dem im F. 7. ſtipulirten Eigenthumsübergange das Vermögen der Wilhelmsbahn 
haftbar werden. 

Als Selbſtſchuldnerin tritt die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in die 
1 5 Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft bisher kontrahirten Prioritäts⸗ Obligationen 
nicht ein. 

Gegenüber den bisherigen Prioritäts⸗ und ſonſtigen Gläubigern der 
Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft behält dieſe ihren Gerichtsſtand in Ratibor und ſoll in 
dieſer Beziehung die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn der 
Gerichtsbarkeit in Ratibor unterworfen ſein. 

Im Uebrigen hat für die Folge die Wilhelms bahn-Geſellſchaft ihren Sitz 
und ihren Gerichtsſtand im Domizile der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


$. 6. 
Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt berechtigt, den noch unverwen⸗ 


deten Theil der Prioritäts⸗Obligationen der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft IV. Emiſſion 


zu den im Allerhöchſten Privilegium vom 23. Juni 1866. (GeſetzSamml. 1866. 
S. 397.) angegebenen Zwecken nach Maaßgabe des Bedürfniſſes zu verwenden. 
NEE 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ſoll berechtigt und verpflichtet fein, 

nach dem Ablaufe des Jahres, worin die letzte Auslooſung oder Kündigung von 
Prioritäts⸗Obligationen der Wilhelmsbahn in Gemäßheit der betreffenden Aller⸗ 
höchſten Privilegien ſtattgefunden hat, ſämmtliche in Gemäßheit des F. 4. dieſes 
Vertrages nicht umgetauſchte Aktien der Wilhelmsbahn gegen Zahlung deren 
Nominalbetrages nach einer ſechs Monate vorhergehenden Kündigung einzulöſen. 
Hierdurch wird die Wilhelmsbahn mit ihrem geſammten unbeweglichen und be⸗ 
weglichen Zubehör, insbeſondere mit ihrem Betriebsmaterial, den Reſerve⸗ und 
Erneuerungsfonds, überhaupt mit allen dem Unternehmen der Wilhelmsbahn 
(Nr. 7640) N an⸗ 


ee 


anklebenden Rechten und Verpflichtungen ohne Weiteres Eigenthum el ber 


ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und die Auflöſung der Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft 
ohne Weiteres herbeigeführt, deren Liquidation die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft für eigene Rechnung hierdurch übernimmt. Die Wilhelmsbahn-⸗Geſellſchaft 
iſt nicht berechtigt, in anderer Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegen⸗ 
ſtand ihres Unternehmens zu ändern oder auszudehnen oder Beſtandtheile ihres 
Eigenthums zu veräußern oder zu verpfänden, oder ihr Grundkapital durch 
Emiſſion von Aktien oder Anleihen zu erhöhen. 

Die Nummern der in Gemäßheit des §. 4 nicht umgetauſchten Wilhelmsbahn⸗ 
Aktien, welche in Folge der vorbemerkten Kündigung zur beſtimmten Zahlungszeit 
nicht eingelöſt werden möchten, werden zehn Jahre hinter einander Behufs 
Empfangnahme der Zahlung jährlich öffentlich aufgerufen. Diejenigen Aktien, 
welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur 
Einlöſung präſentirt ſind, werden durch dieſe Säumniß ohne Weiteres werthlos, 
welches alsdann unter Angabe der Nummern der werthlos gewordenen Aktien 
öffentlich bekannt gemacht wird. Die Koſten dieſer Bekanntmachungen werden 
aus dem auf die nicht eingelöſten Aktien fallenden Kapitalbetrage entnommen, 
deſſen Ueberſchuß ſodann der Beamten ⸗Penſions- und Unterſtützungskaſſe der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahn zufällt. a 

Bei der Einlöſung der Aktien ſind die beim Ablaufe jener, im Eingange 
dieſes Paragraphen ſtipulirten ſechsmonatlichen Kündigungsfriſt noch nicht zahl⸗ 
fälligen Dividendenſcheine reſp. Zinskupons mit abzuliefern, widrigenfalls der Geld⸗ 
betrag derſelben von der Abfindung in Abzug gebracht wird. 


§. 8. a 

Das geſammte Beamten⸗ und Dienſtperſonal der Wilhelmsbahn geht mit 
Auflöſung der Königlichen Direktion der Wilhelmsbahn (efr. $. 1.) in den Dienft 
der Königlichen Verwaltung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft über, welche 
die mit jenem Perſonal zur Zeit beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. — Die 
für die Beamten der Wilhelmsbahn, deren Wittwen und Kinder beſtehende Pen⸗ 
ſions⸗ und Unterſtützungskaſſe, die Beamten⸗Krankenkaſſe, die Beamten⸗Sterbe⸗ 
kaſſe, ſowie die Arbeiter⸗Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſe bleiben nach den be- 
treffenden Statuten beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der beiderſeitigen 
Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſen mit den entſprechenden der 
Oberſchleſiſchen Bahn zu Stande kommt. 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft tritt in alle rückſichtlich der er⸗ 
wähnten Kaſſen von der Wilhelmsbahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. 


§. 9. 


Die auf das Jahr 1869. fallende Dividende der Aktionaire der Wilhelms⸗ 
bahn wird von der ſeitherigen Vertretung der Geſellſchaft, oder aber — ſofern 
die Verwaltung der Bahn ſchon früher an die Königliche Direktion der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn übergegangen ſein möchte — von dieſer letzteren berechnet 
und nach Anhörung des Gutachtens des Verwaltungsrathes der Wilhelmsbahn 
vom Königlichen Handelsminiſterium feſtgeſetzt. 40 

§. 10. 


= e f 
Die in den Beſtimmungen des F. 8. des zwiſchen der Wilhelmsbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft und dem Staate unter dem 22. April 1857. abgeſchloſſenen und unter 
dem 4. Mai 1857. Allerhöchſt beſtätigten Betriebs⸗Ueberlaſſungsvertrages dem 
Staate eingeräumten Rechte bleiben auch ferner beſtehen. 


§. 11. 


Sobald die bisherige Königliche Direktion der Wilhelmsbahn aufgelöſt 
wird, iſt die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet, die für dieſen Fall 
im §. 2. des Vertrages vom 22. März 1851. der Stadtgemeinde Ratibor zu⸗ 
geſicherte Summe von 7636 Rthlr. 6 Sgr. 9 Pf. ohne Zinſen zu zahlen. 


N 2 


Die in Folge dieſes Vertrages erforderlichen Nachträge zu den Statuten 
der kontrahirenden Geſellſchaften ſollen ſofort der Königlichen Staatsregierung: 
Behufs Herbeiführung der Allerhöchſten Genehmigung vorgelegt werden. . 


DB 


Die Koften dieſes Vertrages inkl. etwaiger Stempel trägt die Oberſchleſiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft. Behufs Berechnung der Stempelkoſten wird bemerkt, daß 
das im F. 7. ſtipulirte Kaufgeld zu zwei Fünftel für das Mobiliar⸗ und zu drei 
Fünftel für das Immobiliarvermögen der Wilhelmsbahn-⸗Geſellſchaft gewährt wird. 


Breslau, den 18. Dezember 1869. Ratibor, den 19. Dezember 1869. 
(L. S.) i (L. 8.) 
Königliche Direktion der Ober⸗ Königliche Direktion der 
ſchleſiſchen Eiſenbahn. Wilhelmsbahn. 


Lentze. Schweitzer. Gehlen. 


l ; 
Dieckhoff. Schultze. Förſter. e Juge 
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Salon 
zu der 
Aktie der Wilhelmsbahn-Geſellſchaft 
. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe vonn 
ab an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen die te Serie 
der Zinskupons für die Jahre ..... S ; fofern nicht von dem Inhaber der 
5 bei der unterzeichneten Direktion rechtzeitig Widerſpruch dagegen erhoben 
wird. 8 

Bean dee 18 


Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel). (Unterſchrift in Fakſimile). 


2 Thlr. 15 Sgr. Serie I. M 1. 


Erſter Zinskupon 
für die i 
Aktie der Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft 
Me 
Zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen hat Inhaber dieſes Kupons vom 
ae: ab aus der Hauptkaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und an 
den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen zu erheben. Dieſer 


Kupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach dem 
Fälligkeitstermine zur Zahlung präſentirt wird. 


Bees lau, den 18. 
Koͤnigliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Fakſimile). 
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(Fr. 7641) Beſtätigungs⸗Arkunde, betreffend den Uebergang des Betriebes reſp. des Eigen- 
thums der Neiße-Brieger Eiſenbahn auf die Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft. Vom 28. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem die Generalverſammlungen der Neiße⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
vom 7. Dezember 1869. und der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 
8. Dezember 1869. den Uebergang der Verwaltung und des Betriebes, ſowie 
demnächſt des Eigenthums an dem geſammten Unternehmen der erſtgenannten 
Geſellſchaft auf die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſen und auf Grund 
dieſer Beſchlüſſe die hierzu ermächtigten beiderſeitigen Direktionen den anliegenden 
Vertrag vom 30/31. Dezember 1869. errichtet haben, wollen Wir, jedoch un⸗ 
beſchadet der Rechte Dritter, dieſe Beſchlüſſe beſtätigen, insbeſondere auch dem 
gedachten Vertrage, unter Beſtätigung der darin enthaltenen Statutänderungen, 
Unſere landesherrliche Genehmigung hiermit ertheilen. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt ihrem Zubehör durch die Gefeg-Samm- 
lung bekannt zu machen. f 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 28. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. Camphauſen. 


Ve kt kad 
zwiſchen 
dem Direktorium der Neiße-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft und der 
Königlichen Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 


; Seh 
Sogleich nach Allerhöchſter Genehmigung dieſes Vertrages überträgt die 
Neiße⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft bis zu dem nachſtehend im F. 7, ſtipulirten 
Eigenthums⸗Uebergange zunächſt die Verwaltung und den Betrieb ihres ge⸗ 
ſammten Unternehmens ohne irgend welche Beſchränkung an die Oberſchleſiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft. 5 
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Zu dieſem Zwecke übergiebt die Direktion der Neiße-Brieger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft nach Allerhöchſter Genehmigung dieſes Vertrages Verwaltung und 
Beſitz des geſammten beweglichen und unbeweglichen Vermögens der gedachten 
Geſellſchaft an die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
Auf dieſe Behörde gehen alle in dem durch Allerhöchſte Order vom 
13. März 1846. beſtätigten Geſellſchaftsſtatut und deſſen Nachträgen den Ge- 
neralverſammlungen, dem Direktorium, dem Ausſchuſſe, ſowie dem Syndikus 
beigelegten Befugniſſe, mit Ausnahme der in dieſem Vertrage ſpeziell gedachten 
Fälle, über. Ingleichen übt dieſelbe für die Neiße -Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
alle Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft 
uſtehen. ö 
| = Da nach dem, am 20. September 1869. Allerhöchſt beftätigten Wer: 
trage zwiſchen der Staatsregierung und der Neiße-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
vom 10. Auguſt 1869. (Geſetz⸗Samml. für 1869. S. 1126.) die Verwaltung 
und der Betrieb der Neiße-Brieger Eiſenbahn am 1. Januar 1870. vom Staate 
durch die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn übernommen 
wird, ſo ſind beide kontrahirenden Theile zum Zweck der demnächſtigen Ueber⸗ 
gabevollziehung an die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft darüber einverſtan⸗ 
den, daß, ſofern die Allerhöchſte Beſtätigung des gegenwärtigen Vertrages 
erſt nach dem 1. Januar 1870. erfolgen ſollte, die Königliche Direktion der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahn vom Tage der Allerhöchſten Beſtätigung dieſes Ver— 
trages ab die zwiſchenzeitig von ihr im Auftrage des Staates für die Neiße⸗ 
Brieger Eiſenbahngeſellſchaft geführte Verwaltung des unbeweglichen und be— 
weglichen Vermögens der letzteren dann im Auftrage des Staates für die Ober— 
ſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft führen ſoll. ! 

Der in Gemäßheit des vorerwähnten Betriebs⸗Ueberlaſſungsvertrages vom 
10. Auguſt 1869. eingeſetzte, in der Generalverfammlung vom 26. Juni 1869. 
gewählte Verwaltungsrath der Neiße-Brieger Eiſenbahn bleibt in feiner gegen— 
wärtigen Zuſammenſetzung bis zum Ablauf des Jahres 1871. beſtehen. 

Mit dem 1. Januar 1872. ſcheiden aus demſelben durch Auslooſung vier 
Mitglieder und ein Stellvertreter aus, ſo daß der Verwaltungsrath von da ab 
nur noch aus drei Mitgliedern und zwei Stellvertretern beſteht, welche alle fünf 
Jahre — das nächſte Mal alſo im Jahre 1874. — von Neuem gewählt 
werden. 

Der Verwaltungsrath hat das Intereſſe der Neiße- Brieger Eifenbabn- 
geſellſchaft gegenüber der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, ſoweit es ſich um 
Erfüllung dieſes Vertrages handelt, mit wahrzunehmen. 

Die Sitzungen des Verwaltungsrathes, wie auch die Generalverſammlung 
der Aktionaire der Neiße-Brieger Eiſenbahn werden auch künftig in Breslau 
abgehalten. 


8 F. 2. 
Verwaltung und Betrieb der Neiße Brieger Eiſenbahn erfolgt vom 
1. Januar 1870. an für Rechnung der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
Auf letztere gehen demnach von dieſem Zeitpunkte ab die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Neiße-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft ohne jede 
: weis 


311 


weitere Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt iſt, über. Ins⸗ 
beſondere fließt der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft der geſammte, nach Abzug der 
Verwaltungs-, Unterhaltungs- und Betriebskoſten, ferner der Rücklagen zu dem 
Reſerve- und Erneuerungsfonds, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und 
Tilgung der jetzigen Anleihen der Neiße Brieger Eiſenbahngeſellſchaft und zur 
Beſtreitung der ſtaatlichen Eiſenbahnabgabe gaſbrderlühen Beit etwa verblei⸗ 
bende Reinertrag ausſchließlich zu. 


x F. 3. 

Als Entſchädigung hierfür reſp. als vorläufige Verzinſung des im 
. 7. ſtipulirten ſpäter zahlbaren Kaufpreiſes zahlt die Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft aus dem ſtatutmäßigen Reinertrage ihres Unternehmens den In⸗ 
habern der Stammaktien der Neiße Brieger Eiſenbahngeſellſchaft eine feſte, 
den Vorzug vor der Dividende der Stammaktien und der künftig etwa zu 
konzeſſtonirenden Prioritäts⸗ Obligationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
genießende, der den Aktiongiren der Wilhelmsbahn⸗Geſellſchaft im $. 3. des Ver⸗ 
trages vom 18. reſp. 19. dieſes Monats gewährleiſteten Rente von fünf Prozent 
ihres Stamm- reſp. Stamm ⸗Prioritätsaklienkapitals in der Rangordnung jedoch 
nachſtehende jährliche Rente von vier und einhalb Prozent des Nominalbetrages 
der Neiße⸗Brieger Stammaktien. Die Zahlung der Rente erfolgt gegen Rückgabe 
des den Aktien beigefügten Dividendenſcheines des betreffenden Jahres in Breslau, 
Berlin und an den fonft von der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu beſtim⸗ 
menden Zahlſtellen und wird am 1. April des nächſtfolgenden Jahres — alſo 
zuerſt am 1. April 1871. — fällig. Nach Einlöſung der jetzt ausgegebenen Di⸗ 
videndenſcheine ſollen Zinskupons und Talons nach dem beigefügten Formulare 
ausgehändigt werden, wonach demmächſt die Zahlung der jährlichen Rente in zwei 
halbjährigen Raten am nächſtfolgenden 1. Juli und 2. Januar erfolgt. 

Dividendenſcheine reſp. Zinskupons, welche nicht innerhalb vier Jahren 
nach dem Fälligkeitstermine zur Entgegennahme der Zahlung präſentirt werden, 
verfallen ohne Weiteres zum Vortheile der Penſions- und Unterſtützungskaſſe der 
Neiße⸗Brieger Eiſenbahn. f 

§. 4. 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft offerirt hierdurch allen Aktionairen 
der Neiße⸗Brieger Eiſenbahn, welche bis zum 30. September 1872. von dieſer 
Offerte Gebrauch machen, den Umtauſch einer Neiße⸗Brieger Stammaktie gegen 
eine mit vier einhalb Prozent verzinsliche Prioritäts- Obligation und die baare 
Hinzuzahlung von fünf Thalern für jede Einhundert Thaler Nominalbetrag einer 
Neiße⸗Brieger Stammaktie. a 

Durch dieſen Umtauſch, wobei ihr die umzutauſchenden Aktien nebſt den 
noch nicht fällig gewordenen Dividendenſcheinen reſp. Zinskupons auszuhändigen 
find, tritt die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ohne Weiteres in die Rechte der 
ſolchergeſtalt abgefundenen Aktionaire der Neiße⸗Brieger Bahn. Für die beim 
Umtauſch, welcher in Breslau und Berlin ſtattfinden wird, etwa nicht mit abgelie⸗ 
ferten Dividenden- reſp. Zinsſcheine iſt deren oben bezeichneter Werthbetrag vom 
Aktionair an die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft zu bergüten. Die von der 
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Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf dieſe Weiſe erworbenen Neiße - Brieger 
Aktien werden für immer außer Kurs geſetzt. Se 

Die viereinhalbprozentigen Zinſen der an Stelle der Neiße⸗Brieger Aktien 
tretenden Prioritäts⸗ Obligationen werden in halbjährlichen Raten gezahlt und 
zunächſt auf die der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zufließenden Ueberſchüſſe 
der Neiße-Brieger Eiſenbahn beziehungsweiſe auf die Dividende der von ihr 
erworbenen Neiße-Brieger Stammaktien und, ſoweit dieſe Beträge zur Deckung 
der Zinſen nicht ausreichen ſollten, auf den Extrag der Oberſchleſiſchen Eifen- 
bahnſtrecken radizirt. Bezüglich des letzteren bleibt jedoch den bereits früher für 
das Unternehmen der Neiße⸗Brieger Eiſenbahn und dasjenige der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn konzeſſionirten Prioritäls⸗Obligationen, ingleichen der durch den unterm 
28. Mai 1866. Allerhöchſt genehmigten Vertrag vom 23. März 1866. den 
Aktionairen der Stargard⸗Poſener Eiſenbahn gewährleiſteten Rente von vier 
einhalb Prozent ihres Stammaktienkapitals, ſowie der durch den Vertrag vom 
18. reſp. 19. d. M. den Aktionairen der Wilhelmsbahn gewährleiſteten Rente 
von fünf Prozent ihres Stamm⸗ und Stamm⸗Prioritätsaktienkapitals das Vor⸗ 
zugsrecht vorbehalten. a 

Die zum Zwecke der Ausführung dieſes Vertrages zu kreirenden Prioritäts⸗ 

Obligationen im Geſammtbetrage von 1,200,000 Rthlr. (Einer Million zwei⸗ 
hunderttauſend Thaler) unterliegen vom Jahre 1880. ab der allmäligen Amor⸗ 
tiſation durch Auslooſung, wozu jährlich ein halbes Prozent des Nominalbetrages 
derſelben verwendet werden ſoll. 


H. 5. 

Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Neiße-Brieger Eiſenbahngeſell— 
ſchaft bleiben ihre Vorzugsrechte auf die Neiße-Brieger Bahn, deren Betriebs- 
mittel und Beilfeöseinnahmen ungeſchmälert vorbehalten. Bis ſie bezahlt oder 
ſonſt abgefunden find, verwaltet die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahn die Neiße-Brieger Bahn nebſt allem Betriebsmaterial und ſonſtigem 
Zubehör als einen getrennten Vermögenskomplex und bewahrt dieſelbe durch 
ordnungsmäßige Unterhaltung, namentlich durch gehörige Ergänzung aller Ab⸗ 
gänge und durch die den ſtatutariſchen Beſtimmungen der Neiße⸗Brieger Bahn 
und den ſtaatlichen Anordnungen entſprechenden Rücklagen zu den Reſerve⸗ und 
Erneuerungsfonds vor einer Werthsverminderung. 

Zum Zwecke der Vereinfachung der für die Neiße⸗Brieger Bahn zu füh⸗ 
renden getrennten Rechnung wird die Betheiligung der Neiße⸗Brieger Bahn an 
den Koſten der Centralverwaltung und der Transportperwaltung des Oberſchleſi⸗ 
ſchen Eiſenbahn⸗Unternehmens in der Weiſe feſtgeſetzt, daß erſtere nach Verhält⸗ 
niß der Meilenzahl der zu den beiderſeitigen Unternehmen gehörigen Lokomotiv⸗ 
bahnen repartirt und letztere in derſelben Art feſtgeſetzt werden, wie dies bezüglich 
der Transport⸗Verwaltungskoſten der Breslau⸗Poſen⸗Glogauer Bahn im $. 12. 
Litt. C. des am 20. Auguſt 1853. Allerhöchſt beſtätigten Vertrages vom 28. Juli 
1853. beſtimmt iſt. f 

Den Gläubigern des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Unternehmens ſoll erſt 
nach völliger Befriedigung der Prioritätsgläubiger der Neiße⸗Brieger Bahn 15 

na 


nach dem im §. 7. ſtipulirten Eigenthumsübergange das Vermögen der Neiße⸗ 
Brieger Bahn haftbar werden. 

i Als Selbſtſchuldnerin tritt die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in die 

von der Neiße⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft bisher kontrahirten Prioritäts⸗Obli⸗ 

gationen nicht ein. 


$. 6. 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt berechtigt, den noch unverwen⸗ 
deten Theil der Prioritäts⸗Obligationen der Neiße-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
Litt. B. zu den im Allerhöchſten Privilegium vom 9. November 1867. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1867. S. 1867.) angegebenen Zwecken nach Maaßgabe des Be⸗ 
dürfniſſes zu verwenden. 


H. ö 

Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft ſoll berechtigt und verpflichtet fein, 
nach dem Ablaufe des Jahres, worin die letzte Auslooſung oder Kündigung von 
Prioritäts⸗Obligationen der Neiße-Brieger Eiſenbahn in Gemäßheit der be⸗ 
treffenden Allerhöchſten Privilegien ſtattgefunden hat, ſämmtliche in Gemäß⸗ 
heit des §. 4. dieſes Vertrages nicht umgetauſchte Aktien der Neiße⸗Brieger 
Bahn gegen Zahlung deren Nominalbetrages nach einer ſechs Monate vorher⸗ 
gehenden Kündigung einzulöſen. Hierdurch wird die Neiße⸗Brieger Eiſenbahn 
mit ihrem geſammten unbeweglichen und beweglichen Zubehör, insbeſondere mit 
ihrem Betriebsmaterial, den Reſerve- und Erneuerungsfonds, überhaupt mit 
allen dem Unternehmen der Neiße-Brieger Eiſenbahn anklebenden Rechten und 
Verpflichtungen ohne Weiteres Eigenthum der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
und die Auflöfung der Neiße-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft ohne Weiteres herbei⸗ 
geführt, deren Liquidation die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft für eigene Rech⸗ 
nung hierdurch übernimmt. Die Neiße⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht 
berechtigt, in anderer Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres 
Unternehmens zu ändern oder auszudehnen oder Beſtandtheile ihres Eigenthums 
zu veräußern oder zu verpfänden, oder ihr Grundkapial durch Emiſſion von Aktien 
oder Anleihen zu erhöhen. 


Die Nummern der in Gemäßheit des F. 4. nicht eingetauſchten Neiße⸗ 
Brieger Stammaktien, welche in Folge der vorbemerkten Kündigung zur be⸗ 
ſtimmten Zahlungszeit nicht eingelöſt werden möchten, werden zehn Jahre 
hintereinander Behufs Empfangnahme der Zahlung jährlich öffentlich durch ein⸗ 
malige jährliche Aufnahme in die durch das Statut der Neiße⸗Brieger Bahn zu 
öffentlichen Bekanntmachungen vorgeſchriebenen Blätter aufgerufen. Diejenigen 
Aktien, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufrufe 
zur Einlöſung präſentirt ſind, werden durch dieſe Säumniß ohne Weiteres werth⸗ 
los, welches alsdann unter Angabe der Nummern der werthlos gewordenen 
Aktien öffentlich bekannt gemacht wird. Die Koſten dieſer Bekanntmachungen 
werden aus dem auf die nicht eingelöſten Aktien fallenden Kapitalbetrage ent⸗ 
nommen, deſſen Ueberſchuß ſodann der Beamten⸗Penſions⸗ und Unterſtützungs⸗ 
kaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn zufällt. 5 
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Bei der Einlöſung der Aktien find. die beim Ablaufe jener, im Eingange 
dieſes Paragraphen ſtipulirten ſechsmonatlichen Kündigungsfriſt noch nicht fälligen 
Dividendenſcheine reſp. Zinskupons mit abzuliefern, widrigenfalls der Geldbetrag 
derſelben von der Abfindung in Abzug gebracht wird. 


$. 8. s 

Mit der Uebernahme der Verwaltung und des Betriebes der Neiße-Brieger 
Eiſenbahn (efr. §. 1.) geht zugleich das geſammte Beamten⸗ und Dienſtperſonal 
der Neiße - Brieger Eiſenbahn in den Dienſt der Königlichen Direktion der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft über, welche die mit jenem Perſonal zur 
Zeit beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. Die für die Beamten der Neiße⸗ 
Brieger Bahn, deren Wittwen und Kinder beſtehende Penſions- und Unter⸗ 
ſtützungskaſſe, ſowie die für Beamte und Arbeiter beſtehende Krankenkaſſe bleiben 
nach den betreffenden Statuten beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der beider⸗ 
ſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſen mit den entſprechen⸗ 
den der Oberſchleſiſchen Bahn zu Stande kommt. Die Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Neiße⸗Brieger 
Eiſenbahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. 

F. 9. i 

Die auf das Jahr 1869. fallende Dividende der Aktionaire der Neiße⸗ 
Brieger Bahn wird von der Königlichen Direktion der Oberſchleſiſchen Bahn 
berechnet und nach Anhörung des Gutachtens des Verwaltungsrathes der Neiße⸗ 
Brieger Bahn vom Königlichen Handelsminiſterium feſtgeſetzt. 

$. 10. 5 ; 

Die in Folge dieſes Vertrages erforderlichen Nachträge zu den Statuten 
der kontrahirenden Geſellſchaften ſollen ſofort der Königlichen Staatsregierung 
Behufs Herbeiführung der Allerhöchſten Genehmigung vorgelegt werden. 

Sit 

Die Koſten dieſes Vertrages inkl. etwaiger Stempel trägt die Oberſchleſiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft. 

Behufs Berechnung der Stempelkoſten wird bemerkt, daß das im F. 7. 
ſtipulirte Kaufgeld zu / (zwei Fünftheil) für das Mobiliar⸗ und ½ (drei Füpf⸗ 
theil) für das Immobiliarvermögen der Neiße-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
gewährt wird. 

Breslau, den 30. Dezember 1869. Breslau, den 31. Dezember 1869. 


Direktorium der Neiße-Brieger Königliche Direktion der Ober: 
Eiſenbahngeſellſchaft. ſchleſiſchen Eiſenbahn. 
Carl Ertel. Dr. Joſeph Haber. \ 
Louis Reichenbach. Dr. Julius Lentze. Schweitzer. Gehlen. 


Heimann. Wilhelm Hedemann. Dieckhoff. Schultze. Förſter. 
Robert Caro. 


a 


le 


gl 


Salon 
zu der 
Stamm ⸗Aktie der Neiße⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe vom .. . 
ab an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen die .. Serie 
der Zinskupons für die Jahre ..... bis „ſofern nicht von dem Inhaber 
der Aktie bei der unterzeichneten Direktion rechtzeitig Widerſpruch dagegen er⸗ 
hoben wird. i 


Bie, 88 18% 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel.) f \ (Unterſchrift in Fakſimile.) 
2 Thlr. 74 Sgr. 5 Serie I. , 1. 
Erſter Zinskupon 
| für die 
Aktie der Neiße-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
. ; 
Zwei Thaler fieben einen halben Silbergroſchen hat Inhaber dieſes Kupons 


DON ans, ab aus der Hauptkaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und 
an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen zu erheben. Dieſer 
Kupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier Jahren nach dem 
Fälligkeitstermine zur Zahlung präſentirt wird. a 


Breslau, den !; 18. 
Koͤnigliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Fakſimile.) 


* 


(Nr, 7647642) | : (Nr. 7642.) 
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(Nr. 7842.) Privilegium der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zur Emiſſion von 6,300,000 
Thalern Wilhelmsbahn⸗Prioritäts⸗Obligationen. Vom 28. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund des mit der 
Wilhelms⸗(Coſel⸗Oderberg) Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Betriebs⸗Ueber⸗ 
laſſungs⸗ reſp. Kaufvertrages vom 18/19. Dezember 1869. darauf angetragen 
hat, ihr zum Zweck des darin ſtipulirten Umtauſches der Wilhelmsbahn⸗Stamm⸗ 
und Stamm ⸗Prioritätsaktien in Priorität Obligationen reſp. Behufs Gewäh⸗ 
rung der ſtipulirten Kapitalsabfindung an die Aktionaire der Wilhelmsbahn die 
Ausgabe der gedachten, auf die Inhaber lautenden Prioritäts⸗Obligationen im 
Geſammt⸗Nominalbetrage von 6,300,000 Thalern zu geſtatten, wollen Wir in 
Berückſichtigung der Gemeinnützigkeit des Unternehmens und in Gemäßheit des 
50 2. des Geſetzes vom 17. Mai 1833. durch ſehenden ee Privilegium Unſere 
andesherrliche Genehmigung hierzu unter nachſtehenden Bedingungen ertheilen. 


. K. 

Die zu emittirenden Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern 
„nach dem beigefügten Schema I. unter der Bezeichnung: f 
z „Wilhelmsbahn-Prioritäts⸗Obligation der Oberſchleſiſchen 

Eiſenbahngeſellſchaft“ 
ausgefertigt. 
Dieſelben zerfallen in 
1,000 Stück zu 1000 Rthlr., von Nr. 1. bis 1,000,, zu⸗ 


n ee 1,000,000 Rthlr., 
6, ũ „ 500 — von Nr. 1,001. bis 7,000., 
Juſamm n 3,000,000 
23,000 K- 100 von Nr. 7,001. bis 30,000., 
üſammenn 2,300, ũ = 
Summa 6,300,000 Rthlr. 


Jeder Obligation werden Zinskupons für fünf Jahre und ein Talon zur 
Erhebung fernerer Kupons nach Ablauf von fünf Jahren nach den weiter bei- 
gefügten Schemas II. und III. beigegeben. i 
Die Kupons ſowie der Talon werden alle fünf Jahre auf beſonders zu 

. erlaſſende Bekanntmachung erneuert. 

Auf der Rückſeite der Obligationen wird das gegenwärtige Privilegium 
abgedruckt. 

N} 

Die Inhaber dieſer Obligationen erhalten, vorbehaltlich jedoch des Vor⸗ 
zugsrechts, ſowohl der bereits früher für das Unternehmen der Wilhelmsbahn 
und Oberſchleſiſchen Eiſenbahn konzeſſionirten Prioritäts⸗Obligationen, als auch 
der in dem Vertrage vom 23. März 1866. — Allerhöchſt beſtätigt unter 9 


28. Mai 1866. — den Aktionairen der Stargard⸗Poſener Bahn gewährleifte 
ten Rente, jährlich fünf Prozent Zinſen, welche zunächſt auf den der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zufließenden Reinerkrag der Wilhelmsbahn be⸗ 
ziehungsweiſe auf die Dividende der von ihr erworbenen Wilhelmsbahn⸗Aktien 
und, ſoweit dieſe Beträge zur Deckung der Zinſen nicht hinreichen ſollten, auf 
den 1 Reinertrag des Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Unternehmens radizirt 
werden. i 

Die Zinſen werden in halbjährlichen Raten postnumerando am 2. Januar 
und 1. Juli von der Königlichen Eiſenbahn⸗Hauptkaſſe in Breslau, ſowie an den 
in Berlin und Ratibor und nach dem Ermeſſen der Königlichen Direktion der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahn etwa anderweitig noch zu errichtenden und gehörig 
($. 9.) zu publizirenden Zahlſtellen ausbezahlt. 

Der vorbezeichnete jährliche Reinertrag der Wilhelmsbahn reſp. der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn beſteht aus dem, nach Deckung der laufenden Verwaltungs“, 
Unterhaltungs⸗ und Betriebskoſten, der Beiträge zu den Reſerve, und Erneuerungs⸗ 
fonds, ferner der Zinſen und planmäßigen Amortiſationsbeträge der im Ein⸗ 
gange dieſes Paragraphen wegen ihrer Vorzugsrechte erwähnten Prioritäts⸗Obli⸗ 
go der Wilhelmsbahn und der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und der den 

targard⸗Poſener Aktionairen gewährleiſteten Rente, übrig bleibenden Betrage 
der geſammten Jahreseinnahme beider Bahnen, f f 

Die Zinſen der auf Grund des gegenwärtigen Privilegiums zu emittiren⸗ 
den Prioritäts⸗ Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von den 
in den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungsterminen an gerechnet, nicht ge⸗ 
ſchehen ift, verfallen zum Vortheil der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

Werden Talons nicht innerhalb Jahresfriſt vom Tage ihrer Fälligkeit ab 
zur Erhebung der neuen Kupons benutzt, ſo erfolgt die Ausgabe der neuen 
Kupons nebſt Talons nur an die Inhaber der Obligationen. 


$. 3. 

Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, welche mit dem 
Jahre 1880. beginnt und durch alljährliche Verwendung von einhalb Prozent des 
Nominalbetrages der emittirten Obligationen und den auf die eingelöſten Prioritäts⸗ 
Obligationen fallenden Zinſen ausgeführt wird. Die Nummern der für ein Jahr 
zu amortiſirenden Prioritäts⸗Obligationen werden alljährlich im Monat Juli, 
h Jahre 1880., durch das Loos beſtimmt und ſofort öffentlich bekannt 
gemacht. f 

Der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft bleibt jedoch das Recht vorbe⸗ 
halten, mit Genehmigung des Staats ſowohl den Amortiſationsfonds zu ver⸗ 
ſtärken und dadurch die Tilgung der Prioritäts⸗Obligationen zu beſchleunigen, 
wie auch ſämmtliche Prioritäts⸗Obligationen durch die öffentlichen Blätter mit 
ſechsmonatlicher Friſt zu kündigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 

Die Kündigung darf jedoch nicht vor dem 1. Januar 1880. geſchehen. 


F. 4. 

Die Auslooſung der zu amortiſirenden Priorität: Obligationen geſchieht 

durch die Königliche Direktion in Gegenwart eines öffentlichen Notars in einem 
Jahrgang 1870. (Nr. 7642.) 42 vier⸗ 


vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem 
den Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen der Zutritt geſtattet wird. f 


H. 5. 

Die Auszahlung der ausgelooſten Prioritäts⸗Obligationen erfolgt von dem 
auf den Auslooſungstermin folgenden 2. Januar ab, zum erſten Mal am 2. Ja⸗ 
nuar 1881. in Breslau, Berlin und Ratibor und an, nach dem Ermeſſen der 
Königlichen Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn etwa anderweitig noch zu 
errichtenden und gehörig ($. 9.) zu publizirenden Jahlſtellen nach dem Nominal- 
werthe an die Vorzeiger der betreffenden Prioritäts⸗Obligationen gegen Aushän⸗ 
digung derſelben und der dazu gehörigen, nicht fälligen Zinskupons. Werden die 
Kupons nicht mit abgeliefert, ſo wird der Betrag der fehlenden von dem Kapital 
gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet. 5 

Im Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
einer jeden Prioritäts⸗Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in 
welchem dieſelbe ausgelooſt und, daß dies geſchehen, bekannt gemacht worden iſt. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöften Prioritäts⸗Obligationen werden 
in Gegenwart eines Notars verbrannt, und es wird, daß dies geſchehen, durch 

die öffentlichen Blätter bekannt gemacht. | 
Die in Folge der Kapitalrückforderung von Seiten des Inhabers ($. 6.) 
oder in Folge einer Kündigung (§. 3.) außerhalb der Amortiſation eingelöften 
Prioritäts⸗Obligationen hingegen iſt die Geſellſchaft wieder auszugeben befugt. 


H. 6. | 
Die Inhaber der Wrioritäts- Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maaßgabe der in den 
§§. 3. und 5. getroffenen Beſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 5 


a) wenn ein Zinszahlungstermin aus den zur Zahlung disponiblen Rein⸗ 
erträgen länger als drei Monate durch Verſchulden der Geſellſchaft un- 
berichtigt bleibt; i 
b) wenn der Transportbetrieb auf ſämmtlichen zum Oberſchleſiſchen Eifen- 
bahn⸗Unternehmen gehörigen Lokomotiv⸗Eiſenbahnen länger als ſechs Mo⸗ 
nate aus Verſchulden der Geſellſchaft ganz aufhört. 
In beiden Fällen bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, ſondern das Ka⸗ 


pital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, zurück⸗ 
gefordert werden, und zwar: 


zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 


zZ 
Diejenigen Prioritäts⸗Obligationen, welche ausgelooſt oder gekündigt find, 
und, der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtek, nicht recht⸗ 
6 zele 


zeitig zur Realiſirung eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von der 
Königlichen Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn alljährlich einmal öffentlich 
aufgerufen; gehen ſie aber deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt 
nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder 
Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was unter Angabe der 
Nummern der werthlos gewordenen Prioritäts⸗Obligationen von der Direktion 
öffentlich bekannt zu machen iſt. 


8 


Die Mortifikation angeblich vernichteter oder verlorener Obligationen erfolgt 
im Wege des gerichtlichen Aufgebots nach den für das Aufgebot von Privat⸗ 
Urkunden geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. Zinskupons und Talons können 
weder aufgeboten, noch mortifizirt werden; jedoch ſoll demjenigen, welcher den 
Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Verjährungsfriſt ($. 2.) bei der König⸗ 
lichen Direktion anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz in glaubhafter Weiſe dar⸗ 
thut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis 
en nicht zum Vorſchein gekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 


H. 9. 

Die in den $$. 4. 5. und 7. vorgefchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußiſchen Staatsanzeiger oder 
die Zeitung, die an feine Stelle tritt, und durch eine auswärtige Zeitung. 

Zu Urkund dieſes haben wir das gegenwärtige landesherrliche Privilegium 
Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unker Unſerem Königlichen Inſiegel aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder 
Rechten Dritter zu präjudiziren. 

0 Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu 
machen. 


Gegeben Berlin, den 28. März 1870. 
(L. S.) Wilhelm. | 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. Camphauſen. 


(Ar. 7042.) 42* Schema J. 
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Scheme 5 : 
Wilhelmsbahn⸗Prioritaͤts⸗Obligation 


der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
Men, 
über 


VVV Thaler Preußiſeh Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat auf Höhe des obigen Betrages vaoernnn Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des Allerhöchſten Privi⸗ 
guns dom 18. emittirten Kapitale von 6,300,000 Thalern 
Preußiſch Kurant Prioritäts⸗ Obligationen der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft. 

o 18:5 


Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Fakſimile der Unterſchrift zweier Direktionsmitglieder.) 
(Trockener Stempel.) 


Eingetragen im Lagerbuch 
13 


Der Hauptkaſſen⸗Rendant. 
(Unterſchrift durch Stempel.) 


Schema II. 


en 


| Schema II. . 
ee 
zu der 
Wilhelmsbahn⸗Prioritaͤts⸗ Obligation 
der 


j 25553 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe, wodurch er zu⸗ 
gleich über den Empfang der folgenden Serie der Zinskupons quittirt, binnen 
Jahresfriſt om 2000 ab, an den durch öffentliche Bekanntmachung 
bezeichneten Stellen die . te Serie der Zinskupons für die Jahre.. bis ; 
ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation bei der unterzeichneten Direktion 
rechtzeitig Widerſpruch dagegen erhoben wird. 

Breslau, den ::; . 18. 


Koͤnigliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Fakſimile.) 


Schema III. 


Erſter Zinskupon 
für die 8 a 
Wilhelmsbahn-Prioritats⸗ Obligation 


der 


Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 


ne e Thaler Silbergroſchen 


hat Inhaber dieſes Kupons vonn ab aus der Hauptkaſſe der 


Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeich- 
neten Stellen zu erheben. 


Bieslaun, den 5 
Koͤnigliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Fakſimile.) 


Perihrtei m 


(Nr. 76427643.) (Nr. 7643.) 


2 „Neiße⸗Brieger Prioritäts⸗Obligation der Oberſchleſiſchen 


Va alle fünf Jahre auf beſonders zu erlaſſende Bekanntmachung erneuert. 


ihr erworbenen Neiße⸗Brieger Stammaktien un 


Ir. 7643) Privilegum der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zur Emiſſton von 


„ 


1,200,000 Thalern Neiße Brieger Prioritäts - Obligationen. Vom 
28. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


Nachdem die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund des mit der 
Neiße⸗ Brieger Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Betriebsüberlaſſungs⸗ reſp. 
Kaufvertrages vom 30. und 31. Dezember 1869. darauf angetragen hat, ihr 
zum Zweck des darin ſtipulirten Umtauſches der Neiße⸗Brieger Stammaktien in 
Prioritäts⸗ Obligationen reſp. Behufs Gewährung der ſtipulirten Kapitalsabfin⸗ 
dung an die Aktionaire der Neiße-Brieger Eiſenbahn die Ausgabe der gedachten, 
auf die Inhaber lautenden Prioritäts⸗Obligationen im Geſammt⸗Nominalbetrage 
von 1/200, 000 Thalern zu geſtatten, wollen Wir in Berüdfichtigung der Gemein⸗ 
nützigkeit des Unternehmens und in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
17. Mai 1833. durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Geneh⸗ 
migung hierzu unter nachſtehenden Bedingungen ertheilen. 


GE 
Die zu emittirenden Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern 
nach dem beigefügten Schema I. unter der Bezeichnung: 


Eiſenbahngeſellſchaft“ 
ausgefertigt. 
Dieſelben zerfallen in s 
250 Stück zu 1000 Rthlr. von Nr. 1. bis 250., 
e e ers 250,000 Rthlr., 


500 Stück zu 500 Rthlr. von Nr. 251. bis 750., 
FFF 250,000 


fen. 700,000. „ 
- Summa 1,200,000 Rthlr. 


Jeder Obligation werden Zinskupons für fünf Jahre und ein Talon zur 
Erhebung fernerer Kupons nach Ablauf von fünf Jahren nach den weiter bei⸗ 
gefügten Schemas II. und III. beigegeben. Die Kupons ſowie der Talon wer⸗ 


Auf der Rückſeite der Obligationen wird das gegenwärtige Privilegium 

abgedruckt. 
3 

Die Inhaber dieſer Obligationen erhalten jährlich vier einhalb Prozent Zinſen, 

welche zunächſt auf die der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zufließenden Ueber⸗ 

ſchüſſe der Neiße⸗Brieger Eiſenbahn, i d le auf die Dividende der von 

ſoweit dieſe Beträge zur D 

er 


E 
“4 
— 
4 
| 
2 j 
1 


f den Ertrag der Oberſchleſiſchen Eifenbaht 


— 


der Zinſen nicht hinreichen ſollten, au 

ſtrecken radizirt werden. i 
5 Bezüglich des letzteren bleibt jedoch den bereits früher für das Unternehmen 

der Neiße⸗Brieger Eiſenbahn und den der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
konzeſſionirten Prioritäts⸗ Obligationen, ingleichen der durch den Verkrag vom 
23. März 1866.— Allerhöchſt beſtätigt unterm 28. Mai 1866. — den Aktionairen der 
Stargard⸗Poſener Eiſenbahn gewährleiſteten Rente, ſowie der durch den Vertrag 
vom 18. reſp. 19. Dezember 1869. den Aktionairen der Wilhelmsbahn gewähr⸗ 
leiſteten Rente das Vorzugsrecht vorbehalten. 

Die Zinſen werden in halbjährlichen Raten postnumerando am 2. Ja⸗ 
nuar und 1. Juli von der Königlichen Eiſenbahn⸗Hauptkaſſe in Breslau, ſowie 
an den in Berlin und nach dem Ermeſſen der Königlichen Direktion der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn etwa anderweitig noch zu errichtenden und gehörig ($. 9.) 

zu publizirenden Zahlſtellen ausbezahlt. ; 

Der vorbezeichnete jährliche Reinertrag der Neiße⸗Brieger reſp. der Ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn befteht aus dem nach Deckung der laufenden Verwaltungs-, 
Unterhaltungs- und Betriebskoſten, der Beiträge zu den Reſerve⸗ und Erneue⸗ 
rungsfonds, ferner der Zinſen und planmäßigen Amortiſationsbeträge der im 
zweiten Abſatze dieſes Paragraphen wegen ihrer Vorzugsrechte erwähnten Prio⸗ 
ritäts⸗Obligationen der Neiße⸗Brieger Bahn und der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 

und der den Aktionairen der Stargard⸗Poſener und beziehungsweiſe der Wil⸗ 
helmsbahn⸗Geſellſchaft gewährleiſteten Renten übrig bleibenden Betrage der ge- 
ſammten Jahreseinnahme beider Bahnen. i 

Die Zinſen der auf Grund des gegenwärtigen Privilegiums zu emittiren⸗ 
den Prioritäts⸗Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von den in 
den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungsterminen an gerechnet, nicht geſchehen 
iſt, verfallen zum Vortheil der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

Werden Talons nicht innerhalb Jahresfriſt vom Tage ihrer Fälligkeit ab 
zur Erhebung der neuen Kupons benutzt, ſo erfolgt die Ausgabe der neuen Ku⸗ 
pons nebſt Talons nur an die Inhaber der Obligationen. | 


$.3. 


Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, welche mit dem 
Jahre 1880. beginnt und durch alljährliche Verwendung von einhalb Prozent 
des Nominalbetrages der emittirten Obligationen und der auf die eingelöſten 
Prioritäts⸗Obligationen fallenden Zinſen ausgeführt wird. 

Die Nummern der für ein Jahr zu amortiſirenden Prioritäts⸗Obligationen 
werden alljährlich im Monat Juli, zuerſt im Juli 1880., durch das Loos be⸗ 
ſtimmt und ſofort öffentlich bekannt gemacht. 

Der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft bleibt jedoch das Recht vorbehalten, 
mit Genehmigung des Staates ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtärken 
und dadurch die Tilgung der Prioritäts⸗Obligationen zu beſchleunigen, wie auch 
ſämmtliche Prioritäts⸗Obligationen durch die öffentlichen Blätter mit ſechsmonat⸗ 

licher Friſt zu kündigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 
8 Die Kündigung darf jedoch nicht vor dem 1. Januar 1880. In 
(Nr. 7643.) F. 4 


Son 


§. 4. 


Die Auslooſung der zu amortiſirenden Prioritäts⸗Obligationen geſchieht 
durch die Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn in Gegenwart eines 
öffentlichen Notars in einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen der 
Zutritt geſtattet wird. 


. 5. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Prioritäts⸗ Obligationen erfolgt von dem 
auf den Auslooſungstermin folgenden 2. Januar ab, zum erſten Mal am 2. Ja- 
nuar 1881. in Breslau, Berlin und an, nach dem Ermeſſen der Königlichen 
Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn etwa anderweitig noch zu errichtenden 
und gehörig (F. 9.) zu publizirenden Zahlſtellen nach dem Nominalwerthe an die 
Vorzeiger der betreffenden Prioritäts⸗Obligationen gegen Aushändigung derſelben 
und der dazu gehörigen, nicht fälligen Zinskupons. Werden die Kupons nicht 
mit abgeliefert, fo wird der Betrag der fehlenden von dem Kapjtal gekürzt und 
zur Einlöſung der Kupons verwendet. 

Im Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Gefellfchaft zur Verzinſung 
einer jeden Prioritäts⸗Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in 
welchem dieſelbe ausgelooſt und, daß dies geſchehen, bekannt gemacht worden iſt. 

Die im Wege der Amortisation eingelöften Prioritäts⸗Obligationen werden 
in Gegenwart eines Notars verbrannt und es wird, daß dies geſchehen, durch 
die öffentlichen Blätter bekannt gemacht. 

Die in Folge der Kapitalrückforderung von Seiten des Inhabers ($. 6.) 
oder in Folge einer Kündigung ($. 3.) außerhalb der Amortiſation eingelöſten 
Prioritäts⸗Obligationen hingegen iſt die Geſellſchaft wieder auszugeben befugt. 


$. 6. 

Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen ſind nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maaßgabe der in den 
$$. 3. und 5. getroffenen Beſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 

a) wenn ein Zinszahlungstermin aus den zur Zahlung disponiblen Rein⸗ 
erträgen länger als drei Monate durch Verſchulden der Geſellſchaft un⸗ 
berichtigt bleibt; 

b) wenn der Transportbetrieb auf ſämmtlichen zum Oberſchleſiſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmen gehörigen Lokomotiv⸗Eiſenbahnen länger als ſechs 
Monate aus Verſchulden der Geſellſchaft ganz aufhört. 


In beiden Fällen bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, ſondern das Ka⸗ 
pital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, zurückgefor⸗ 
dert werden, und zwar: 

zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, e) 
zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Wanepenee 
§. 7. 


Nele N 
Diejenigen Prioritäts⸗Obligationen, welche ausgelooſt oder gekündigt ſind, 
und, der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht recht⸗ 
zeitig zur Realiſirung eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von der 
Königlichen Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn alljährlich einmal öffentlich 
aufgerufen; gehen ſie aber deſſenungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt 
nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein jeder 
Anſpruch aus denſelben an das Gefellfchaftsvermögen, was unter Angabe der 
Nummern der werthlos gewordenen Prioritäts⸗Obligationen von der Direktion 
öffentlich bekannt zu machen iſt. 


$. 8. 

Die Mortifikation angeblich vernichteter oder verlorener Obligationen erfolgt 
im Wege des gerichtlichen Aufgebots nach den für das Aufgebot von Privat⸗ 
Urkunden geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. 

Zinskupons und Talons können weder aufgeboten, noch mortifizirt werden; 
jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt (§. 2.) bei der Königlichen Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 
anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf 
der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht zum Vor⸗ 
ſchein gekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 


$. 9. 

Die in den $$. 4. 5. und 7. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußiſchen Staatsanzeiger oder 
die Zeitung, die an ſeine Stelle tritt, und durch eine auswärtige Zeitung. 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privilegium 
Allerhöchſteigenhändig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
nu Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder 

echten Dritter zu präjudiziren. 
: Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz⸗-Sammlung bekannt zu 
machen. 

Gegeben Berlin, den 28. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. Camphauſen. 
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Schema u 
Seife. Brieg der Priorität, Obligation 


der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
E 
über 
en Thaler Preußiſch Kurant. 

Inhaber dieſer Obligation hat auf Höhe des obigen Beldages bn Tha⸗ 
lern e Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des Allerhöchſten Privilegiums 
ni 18... emittirten Kapitale von 1,200,000 Thalern Prioritäts⸗ 


Obligationen der Oberſchleſiſchen Sifnbabngeeliaft 
Bleslatt, den 
Königliche Direktion der Oelz Eisenbahn. 
(Fakſimile der Unterſchrift zweier Direktionsmitglieder.) 
(Trockener Stempel.) 
Eingetragen im Lagerbuch 19 


Der Hauptkaſſen⸗Rendant. 
(Unterſchrift und Stempel.) 


Schema II. 
Er 


Dat 
zu der f 
Neiße-Brieger Prioritaͤts-Obligation 
der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
Der 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deffen Rückgabe, wodurch er zu⸗ 
gleich über den Empfang der folgenden Serie der Zinskupons quittirt, binnen 
Jahresfriſf , t: ab, an den durch öffentliche Bekanntmachung 0 
bezeichneten Stellen die . ee Serie der Zinskupons für die Jahre biss 
ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation bei der unterzeichneten Direktion 
rechtzeitig Widerſpruch erhoben wird. 


Breslau, nn 18: 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel.) (Fakſimile.) 


Schema III. 


a _ Schema III. 
Erſter Zinskupon 

für die 8 

Neiße⸗Brieger Prioritaͤts⸗Obligation 

der e 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
Mana 

5 Thaler ..... Silbergroſchen hat Inhaber dieſes Kupons vom 


„ ab aus der Hauptkaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn und an 
den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen zu erheben. 


Breslau, den ten 6 18. 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn. 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Fakſimile.) 
Verjährt a „„ 


(Nr. 7644.) Konzeſſions⸗Arkunde für die Altenburg - Zeiger Eiſenbahngeſellſchaft zu Alten⸗ 


burg zum Bau und Betriebe der Bahn von Altenburg nach Zeitz inner- 


halb des Preußiſchen Staatsgebiets. Vom 2. April 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem des Herzogs von Sachſen-Altenburg Hoheit der „Altenburg⸗Zeitzer 
Eiſenbahngeſellſchaft“, welche ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in 
Altenburg nimmt, die Konzeſſion zum Bau und Betriebe einer Eiſenbahn von 
Altenburg nach Zeitz bezüglich des Sachſen⸗Altenburgiſchen Staatsgebietes ertheilt 
haben, wollen Wir, dem an Uns geſtellten Antrage entſprechend, der gedachten 
Altenburgiſchen Geſellſchaft den Bau und demnächſtigen Betrieb der erwähnten 
Eiſenbahn innerhalb des diesſeitigen Staatsgebietes nach Maaßgabe des Vertrages 
zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Altenburg vom 22. Februar 1870. ſowie des 
Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 505.) hiermit geſtatten, indem Wir zugleich beſtimmen, daß die im 
letztgenannten Geſetze ergangenen Vorſchriften über die Expropriation und das 
Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtücke auf die in das dies⸗ 
feitige Gebiet fallende Bahnſtrecke Anwendung finden ſollen. 

(Nr. 76437645.) Die 


Die gegenwärtige Urkunde ift durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. i 
Gegeben Berlin, den 2. April 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 7645.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Rheiniſch-Pommerſche Ackerbau-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Cöln 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 6. April 1870, 


Br Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 4. April 1870. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Rheiniſch-Pommerſche 
Ackerbau⸗Aktiengeſellſchaft!“ mit dem Sitze zu Cöln, ſowie deren Statut vom 
14. Februar 1870. zu genehmigen geruht. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Cöln bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 6. April 1870. 


Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats-⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


